




chen, wobei der dritte Teil dieser Strafen in die Markt­
kasse, der übrige Teil der Herrschaft zufloß. Am häufig­
sten wurden Bürger bestraft, die ihr Bier nicht in ihrem ei­
genen, sondern in einem fremden Keller eingelagert hat­
ten. Andere Vergehen gegen die Brauordnung wurden nur
vereinzelt geahndet, so zum Beispiel die Nichteinhaltung
der vorgeschriebenen Lagerzeit des Bieres, der Aus­
schank in zu kleinen Gefäßen oder der Verkauf von größe­
ren Mengen Bier als vom Magistrat erlaubt worden war.
Zwar konnte in Angelegenheiten der Brauvergehensfra­
gen unter Umständen auch der Mitterteicher Richter aktiv
werden, doch gingen Verfolgung und Bestrafung der Ver­
gehen in aller Regel vom Magistrat aus. Allerdings mußte
bei der Abwandlung der Strafen der Richter zugegen
sein."
Während im Mittelalter das Kommunbrauwesen und des­
sen Belange ausschließlich unter die Zuständigkeit des
Magistrats fielen, und es somit durch lokale Sonderent­
wicklungen geprägt war, begann mit dem 16. Jahrhundert
durch das Vordringen der Territorialgewalt der staatliche
Einfluß zu wachsen. Dieser wurde vor allem in der immer
größere Ausmaße annehmenden Bierbesteuerung sicht­
bar, aber auch in den nun notwendigen Ratifizierungen
der lokalen Brauordnungen, der Festsetzung des Bier­
preises, der Vereinheitlichung der Eichmaße und den all­
gemeinen gesundheitspolizeilichen Auflagen.
Im 19. Jahrhundert griff der im Entstehen begriffene und
reformierte neue bayerische Staat nun vollends in das
Kommunbrauwesen ein und beendete mit der Beseiti­
gung des Bannmeilenrechts im Jahr 1799 und der Beseiti­
gung des Kommunbrauzwangs im Jahr 1807, sowie der
Einführung einer neuen Gewerbeordnung die frühneuzeit­
liche Verfassung des Kommunbrauwesens.
Nicht nur der Wegfall des gesicherten Absatzgebietes
und die im 19. Jahrhundert entstehenden Privat- und In­
dustriebrauereien gefährdeten die Existenz des Kom­
munbrauwesens, vor allem aber schien der Staat das Ziel
der Abschaffung dieses mittelalterlichen Relikts zu verfol­
qen.? Nachdem aber jede neue Verordnung zum Kom­
munbrauwesen eine Flut von Beschwerden, Gutachten
und Prozessen mit sich gebracht hatte, verständigte man
sich doch soweit, die Kommunbrau- und Schankrechte
der jeweiligen Gemeinden anzuerkennen, wenn sie ihr
ortsgeschichtliches Herkommen nachweisen konnten. In
diesem Zusammenhang stellte die Regierung der Ober-

pfalz 1854 in einer Untersuchung über Entstehung und
Wesen der Kommunbrauereien drei unterschiedliche For­
men des Kommunbraurechts fest.
Zum einen wurde das Kommunbraurecht als Ausfluß des
Gemeindebürgerrechtes angesehen und erlischt daher
nur mit dem Verlust dieser Eigenschaft, wie bspw. in Mit­
terteich, oder war zum andern an den Besitz bestimmter
häuslicher Anwesen gebunden. In einer dritten Form
wurde das Kommunbraurecht ausschließlich von einer
bestimmten Anzahl von Gemeindemitgliedern oder einer
Gesellschaft in Anspruch genommen und ausgeübt.
In den Fällen, in denen das Braurecht an den Besitz be­
stimmter häuslicher Anwesen geknüpft ist oder einer be­
stimmten Anzahl von Bürgern oder einer Gesellschaft von
solchen ausschließlich zusteht, kann es selbstverständ­
lich auch durch neue Ansiedlungen nicht erworben wer­
den. Ohne diesen rechtsgeschichtlichen Problemen in
allen Einzelheiten nachgehen zu können, mußten aber
letztlich die Kommunbrauberechtigungen in Bayern,
mangels einer klaren gesetzlichen Regelung, nach den
Rechtsverhältnissen der jeweiligen Gemeinden beurteilt
werden, wie sie vor Einführung des Gewerbegesetzes von
1868 bestanden haben."
Nach der Mitterteicher Kommunbrauordnung von 1880
durfte jeder heimatangehörige Bürger Mitterteichs
brauen, wenn er neben dem Bürgerrecht ein eigenes Haus
in Mitterteich besaß. Darüber hinaus darf er sein im Kom­
munbrauhaus eigenerzeugtes Bier in seinem Haus aus­
schenken, wenn er ein den polizeilichen Anforderungen
entsprechendes Lokal besitzt. Das Brau- und Schank­
recht muß dabei aber in eigener Person ausgeübt werden.
Eine Verpachtung oder Stellvertretung ist unzulässlq."
Damit galten im 19. Jahrhundert also immer noch die sel­
ben Bestimmungen zum Kommunbraurecht wie im
17. und 18. Jahrhundert.
Mittlerweile hatte sich durch den Prozeß der Industrialisie­
rung die Sozialstruktur der brauenden Bürgerschaft inso­
weit verändert, als immer mehr Bürger - und darunter ver­
stärkt ärmere Schichten der Bevölkerung Mitterteichs,
denen das Handwerk nichts mehr einbrachte - zu brauen
und schenken anfingen. Gerade in wirtschaftlichen Kri­
senzeiten, vor Beginn des 1. Weltkrieges oder zu Zeiten
der herrschenden Arbeitslosigkeit in den dreißiger Jahren
des 20. Jahrhunderts, wurden die Besitzer von kommun­
brauberechtigten Anwesen dazu verführt, sich aus dem
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Betrieb einer Schankwirtschaft eine Einnahmequelle zu
sichern. Gegen dieses Wiederaufleben der Kommunwirt­
schaften setzte sich, wegen der angeblich schlechten
Qualität des Bieres und den unhaltbaren gesundheitspoli­
zeilichen Zuständen, das Bezirksamt Tirschenreuth zur
Wehr.
Als K. Müller, Besitzer eines Anwesens in Mitterteich,
1930 anfing zu brauen und sein eigenerzeugtes Bier in sei­
nem Anwesen auszuschenken, vertrat das Bezirksamt
Tirschenreuth die Ansicht, das Kommunbraurecht sei für
dieses Anwesen verjährt, da nachweislich von 1876 bis
1930 für dieses Anwesen nicht mehr gebraut worden war.
Trotz eines vom Bezirksamt Tirschenreuth verhängten
Schankverbots, zapfte Müller sein Bier weiterhin aus. In
der daraufhin eingeleiteten gerichtlichen Untersuchung
mußte die Frage der Verjährbarkeit des Mitterteicher
Kommunbraurechts von höchster Instanz entschieden
werden.
In der Entscheidung des Obersten Landesgerichts vom
12.5.1932 wurde eine Verjährung des Braurechts auf dem
Anwesen des K. Müller nicht anerkannt. In der Urteilsbe­
gründung heißt es u.a.: "Der Senat schließt sich der An­
schauung an, daß eine erlöschende Verjährung der ober­
pfälzischen Kommunbrau- und Schankrechte durch
mehrjährige Nichtausübung des Rechts nicht eintreten
kann, weil diese Rechte als Ausfluß der Gemeindezuge­
hörigkeit anzusehen sind und deswegen ebensowenig
wie die Gemeindezugehörigkeit der Verjährung unterlie­
gen können."?
Mit diesem Urteil gaben sich die Bezirksämter aber nicht
zufrieden und forderten den Gesetzgeber auf, das Entste­
hen neuer Kommunwirtschaften mit allen Mitteln zu ver­
hindern. Am 27. September 1938 beschloß daraufhin die
Reichsregierung nicht zuletzt wegen des Mitterteicher Ur­
teils, eine Änderung des Gaststättengesetzes von 1930
und bestimmte, daß Kommunbrauberechtigungen als er­
loschen anzusehen sind, wenn sie 10 Jahre lang nicht
ausgeübt worden sind." Dieser Passus wurde ins heute
gültige Gaststättengesetz von 1970, § 26,2 übernommen,
wo es heißt: "Die in Bayern bestehenden Kommunbrau-
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berechtigungen (...) erlöschen, wenn sie seit zehn Jahren
nicht mehr ausgeübt worden sind." 12

Nach Auskunft des Mitterteicher Oberamtsrat M. Ernst­
berger ist die Gemeinde Mitterteich nach wie vor im Besitz
des Kommunbraurechts und kann es nach dem Herkom­
men an Bürger, die in Mitterteich ein Anwesen besitzen,
wieder ausgeben. Derzeit nehmen in Mitterteich noch
sechs Bürger das Kommunbraurecht wahr, wonach be­
kanntermaßen zwei den "Zoigl" auch öffentlich in den
Wirtsstuben ausschenken. Insgesamt gibt es in der Ober­
pfalz heute noch sechs Gemeinden, in denen das Kom­
munbraurecht ausgeübt wird: Falkenberg, Neuhaus, Win­
discheschenbach, Waldershof, Waidhaus und Mitterteich.
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